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! gegenwartige und historische Beispiele veranschaulich 
en starke Staaten ihren Handlungsspielraum oft nur dazu ~n , 
trolle ü ber die Bevölkerung zu intensivieren, die Effizien~ d •e 
zei- und Militarapparate zu erhöhen und schlechtere Mensche~r 
ts bilanzen zu verursachen. Auch in Zentraiasi en gibt es dafü­
~e Anzeichen. r 
~s sollte aber auch_ nicht übersehen werden, dass erfolgreiche 
htsreformen anges1chts starker patnarchahsch gepragter Ge­
nschaftsstrukturen keineswegs einen europaischen Rechtsstaat 
'Orbringen müssen, der eine universalistische Rechtsordnung auf 
Grundlage individualisierter Gemeinschaftsbindungen darste ll t 
japanische Gesellschaft veranschaulicht sehr deutlich, dass d i~ 
>tehung eines funktionierenden einheillichen staatlichen Rechts­
.ems nicht mit der Individualisierung der Gesellschaft einherge­
muss und dass Gemeinschaften, wie sie japanische Unterneh-

l darstellen, viele Konflikte auch im Industriezeitalter gemein­
aftlich !ösen können, ohne dass staatliche rnstanzen eingeschal­
Nerden.40 Es ist daher anzunehmen, dass si ch nach erfolgreichen 
·ormen die Gemeinschaftsbezogenheit der Zentralasiaten auch 
hrer Rechtskultur wiederfinden wird. 

S. Hirowatari, Das japanische Recht sverstandnis und die Gemein­
schaftsbezogenheit. In W. Schweidler (Hrsg.), Menschenrechte und 
Gemeinsinn- westlicher und östlicher W eg? Human Rights and Public 
Spirit- Western and Eastern Way?. Ergebnisse und Beitriige der lnter­
nationalen Expertentagung der Hermann und Marianne Straniak-Stif­
tung, Weingarten 1996, Sankt-Augustin 1998, S. 385-400. 
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Wirtschaftlicher Notstand: 

Konstitutionalismus und 

ökonomischer Diskurs im 

postkommunistischen Ungarn 

Im postkommunistischen Ungarn hat der Wandel in Politik und 
Wirtschaft auf beiden Gebieten eine verfassungsrechtliche und ge­
setzliche Neudefinierung von Institutionen und Akteuren zur Fol ge 
gehabt 1• Daraus erwuchs auch die Notwendigkeit, bestimmte Be­
ziehungsmuster zwischen den Institutionen zu entwickeln. Diese 
institutionelle Angleichung hat an Berührungspunkten nicht nur 
Zusammenarbeit, sondern auch heftige Streitigkeiten nach sich ge­
zogen. Manche dieser Konflikte stellten sich als folgenreicher her­
aus als andere und trieben einen Keil zwischen die neuen Institutio­
nen. Ein soleher intensiver Konflikt brach im Jahre 1995 in Form 
eines Streits zwischen der ungarischen Regierung und dem Ve,rfas­
sungsgericht aus. Der Aniass war die verfassungsrechtliche Uber­
prüfung einiger B estimmungen eines umfassenden Sparpakets, wel­
ches die Regierung als Mittel gegen eine Situation einsetzen wollte, 
die damals sowohl in ungarischen als auch internationalen Finanz­
kreisen als ein wirtschaftlicher Notstand betrachtet wurde. 

Die öffentliche Debatte, die durch eine Reihe von Urteilen des 
Verfassungsgerichts angefacht wurde, konzentrierte sich auf die 
problematische Natur und die politischen und verfassungsrechtli­
chen Konsequenzen dessen, w as v i ele als ein entscheidendes Merk­
mal der modernen Politik ansehen: das starke Engagement des Staates 
in der Wirtschaft, die früher zwar Gegensland der Regulierung, nicht 
aber der politischen Aktivitat an sich war. Dieser Wandel im staat-

Zur polilischen Entwicklung Ungarns siehe vor aliern András Kö­
rösényi, Government and Politics in Hungary. CEU Press, 1999. Eine 
Auswahl an weiterer Literatur: Csaba Gombár u.a. (Hg.), Balance. The 
Hungarian Government 1990-1994. Budapest: 1994. Csaba Gombár 
u. a. (Hg.), Question marks: The Hungari an government 1994-1995. 
Budapest: Korridor books, 1995.; Aurel Brau n und Zoltan Barany (Hg.), 
Dilemmas ofTransition: The Hungarian Experience. Lanham: Rowman 
& Littlefield, 1999. 
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lic.hen Engagement manif~~tiert sich in der ü .bertragung von B 
gnffen zwisc.~en dem poht~schen ~nd ~em wirtschaftlichen De e. 
ken2 und zuruck: auf der emen Se1te d1e Sprache der Politik t 
ihren W eg i~. die Wirtschaft schon in der Blütezeit der klassis~h Ie 
politischen Okonomie gefunden hatte, und auf der anderen Seen 
die Sprache der Wirtschaft, welche er~t kürzlich in unseren Po l"~te 
schen Diskurs gedrungen ist und die Uberhand genommen hat : I­
dem sie u.nsere Gedanken auf die Kosten und den Nutzen der Poh t~ 
konzentnert. 

Davon ausgehend kann man behaupten, dass Wohlfahrtskapi­
talismus und Wohlfahrtssozialismus nichts anderes sind als zwe· 
Stufen auf der gleichen Leiter, welche das Engagement des S taate~ 
anzeigen, sein~.n Bürgern verschiedene roaterielle Leistungen zu 
erbringen. Der Ubergang vom Sozialismus in Zentral-und Osteuropa 
tiefert theoretisch reizvolle Beispiele dafür, was passi ert, wen n die­
se Systeme dem Problem begegnen, staatliche Leistungen an die 
Bürger in groBem Umfang reduzieren zu müssen. 

Als Teil der groBen Fiktion von der "rechtsstaatlichen Revoluti­
on", inderen N amen in den meisten Regionen der Wandel stattge­
funden hatte, wurde 1989/90 für die osteuropaischen Staaten (mit 
ihren Bürokratien, Scheinparlamenten, Regierungen und sogar Ver­
fassungen) rechtliche Kontinuitat erklart, und alle Veranderungen 
passierten im Einklang mit den alten (obwohl bisher gröBtenteils 
nicht angewandten) Regeln. Als direkte Folge hiervon waren die 
Staaten weiterhin dazu verpflichtet, Leistungen zu erbringen, die 
aus einer Zeit stammten, als der Staat völlig zentralisiert und die 
Volkswirtschaft primiif durch Staatseigentum charakterisiert war, 
obwohl dieseigentlich durch den polilischen Umbruch hiitte veran­
dert werden sollen. Eine solche Situation bedeutete, dass der ge­
samte wirtschaftliche Wandel, ein schlieBlich der Pri vatisierung und 
der Neugestaltung des staattichen Engagements in der Wirtschaft, 
ein Yorgang sein sollte, dessen Parameter im Rahmen umfassender 
Diskurse-von denen eine mit Sicherheit ökonomischer Natur zu 
sein hatte - bestimmt werden mussten. 

Der in der Anfangsphase der ungarischen Transition dominie­
rende ökonomische Diskurs stammt aus der Zeit des sagenannten 
liberalisierten Abschnitts des Staatssozialismus. Er eniwickelte sich 
Mitte der 60er Jahre, nachderu die Vergeltungsphase nach der 1956er 
Revolution vorbei war.3 Die Hauptmerkmale dieser eigentümlichen 
ökonomischen Wissensproduktion werden greifbar, wenn man sie 

Ellen Kennedy, "Ti es that B ind: The R ole of Non-Demoeratic Institut­
ions in Democracy," S. 2-4. Manuskript, !995. 
V g!. dazu au ch Anna Se! en y, "Constructing the Discourse ofTransfor­
mation: Hungary, 1979- 82", Eastem European politics and societies, 
Bd. 8 [3], S. 439-462. 
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~n der Mannheim'schen Wissenssoziol_ogi~.betr~chtet: w!rt-
1111 aftliches Wissen, welches "reform-ök~non.usch anfmg und s1ch 
schoJi tischen Veriin~erunge~ folgend - 1~ eme "ref?rm-trans~o~­
- P( ve" Wirtschaftsideologie wandelte, 1st durch eme "Duahtat 
ma 1 

chen der utopischen Kritik am Sozialismus und der ideologi­
zw~:n Bejahung d~s Kapi.tali.smus"4 char~kterisiert. Diese Version 
sc utopischen W1ssens 1st 1m Untersch1ed zu dem Mustertypen, 
des er von Mannheim beschrieben wird, nicht "spekulatív" und nicht 
WI~ne eine wirklich existierende, alternative soziale Realitat als 
s~zugspunkt". Sie biete~ abe~ als ihr.Objekt d~s ~eides5 "eine_pa~-

nd idealisierte ReflexiOn emer , w1rkhch exJstierenden, kapitah­
s~i schen' Alternative"6. József Böröcz hat mit Bezug auf Hirsch­
~ann7 das ,reform-ökom:m_ische' ":issen .~ls ~inen bes?nderen Typ 
der ,Anti-Staats' -Rhetonk mterpret1ert, namheh ~e~ktwn als Port­
schritt Diese wirke aus dem Inneren der mode~mstJschen Weltan­
schauung ei ner priiskriptiv-teleologischen Gesch1chtsauffassung u~d 
erklare n ur den Inhalt der staatssozialistischen Utopie für ungültlg. 
Jedoch werde lediglich das eine Tel os ge gen ein anderes ausgewech­
selt: statt der klassenlosen Gesellschaft wird einfach der perfek~e 
Markt als Utopie übernommen. Die analytischen Trugschlüsse, die 
diesem ökonomischen Wissen Auftrieb verleihen, lassen sich nach 
Böröcz auf folgende Faktoren zurückführen: eine ausschtieBliche 
Fokussierung auf die wirtschaftlichen Kernliinder, auf die Erfah­
rung so ziater Yorteile im Kapitalismus; eine idealisierte Vergl~!chs­
strategie; unzulassige empirische Vergleiche, schlieBlich d~e Ube~­
betonung von formalistischen Wirtschaftsmodellen und d1e mam­
pulalive Auswahl abhiingiger Variabeln in diesen Modellen. Das 
letztere zeigt die Missachtung der tiefgreifenden Bedeutung infor­
meHer Verhaltensmuster und -strukturen für die Ergebnisse wirt­
schaftlicher Entwicklung. 8 

József Böröcz, "Reaction as Progress: Economists as Intellectuals", in 
András Bozóki (Hg.), Intellectuals and Politics in Central Europe. 
Central European University Press, !998, S. 245-262. 
DieserNeid ist die kolleklive Version des individuellen Neides wie er 
von Schoeck beschrieben wird. Er wird verursacht durch "den Trieb, 
der im Kern des menschlichen Lebens als soziales W esen ruht und tritt 
auf, sobal d zwei Individuen die Fahigkeit zum gegenseitigen Vergleich 
erlangen," ebd., S. 7, Zitat Helmut Schoeck, Envy. A Theory of Social 
Behaviour. Indianapolis: Liberty Press, 1969. S.J. Vergleiche auch Max 
Scheler, Das Ressentiment im Aufbau des Moralischen. Frankfurt l 
Main: Klostermann, !978. 
Ebd., S. 8. 
Albert O. Hirschmann, The Rhetoric of Reaction.Cambridge, MA: 
Belknap Press, 1991. 
Böröcz, a.a.O. 
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. D i~ Kon~eq~enz~n dies er reformwirtschaft!jchen Geisteshaitun 
smd vielschichtig: eme der sprichwortartigen Uberzeugungen w lg 
che den wirtschaftlichen Wandel bedeutend beeinflusst habe~ b· 
sagte, d ass samtlich~s E~g~ntum jed em, n ur n_icht d ef!! Staat, g~ h~: 
ren so ll te, so dass PnvatlSI~rung so schnell_w_Ie mögl_Ich_ vonstatten 
g~hen so ll te- den n Staat~eigentum zu hqUidieren sei wichtiger al 
die Frage, wer der neue Eigentümer sein würde. Doch fo Igenreich s 
als die wesentl~chen El emen te _der reformwirtschaftlichen Auffa~~ 
sun g war der Emfluss, den alle tn das E th os der (reform-)ökonom · 
schen Denkweise ausmachte. So wurde es als selbstverstandlic

1h 
ang~sehen, das~ alle "ernsthaften" P?litiker, die keine Demagogie 
betneben und mcht das Blaue vom Himme! versprachen, politische 
Fragen vorrangig als Haushaltsprobleme diskutieren sollten und 
dabei das finanzielle Für und Wider (sprich, Kosten und Nutzen') 
all~r vorgeschlag~nen MaBnahmen bewerteten. In den Debatten 
zw1schen den ,Experten' (oder den wirtschaftlich Ausgebildeten 
die sich durch den haufigen Gebrauch von technischen makroöko~ 
nemischen Standardbegriffen auszeichneten) und den ,Laien' wur­
de dieses ökonomische "Wissen", das im Wesentlichen eine restrik­
tive, gegen Inflation und zu schnelles Wachstum gerichtete mone­
tare Wirtschaftspolitik unterstützte, in einer ausgesprochen rigiden 
Weise zur Geltung gebracht. 

Als Gegenstück zur ökonomischen Rationalitat entwickelte sich 
ein alternativer umfassender verfassungsrechtlicher Diskurs9, des­
sen Pramisse die Annahme einer vollstandigen Kontinuitat zwischen 
den al ten und neuen Regimes war, und der die Transformatien der 
Wirtschaft und des hierzu ?ehörenden staattichen Engagements 
dementsprechend beurteilte. 0 Das spezielle Ereignis, welches ich 

Siehe die Entscheidungen des ungarischen Yerfassungsgerichts und 
zusatzliche Kommentare bei László Sólyom, and Georg Brunner (Hg.), 
Constitutional Judiciary in a New Democracy: The Hungarian Con­
stitutional Court, Ann Arbor: University of Michigan Press, 2000 (im 
folgenden zitiert als Sólyom/Brunner). Eine deutsche Fallsammlung 
ist Georg Brunner l László Sólyom (Hg.), Verfassungsgerichtsbarkeit 
tn Ungarn. Analysen und Entscheidungssammlung 1990-1993. Baden­
Baden: Nomos, 1995 (im Folgenden zitiert als Brunner/Sólyom). Bei­
de Fallsammlungen enthalten nur eine Auswahl bzw. nur Auszüge der 
Urteile. Die Urteile des Verfassungsgerichts werden auf seiner Websei te 
v~röffentlicht (http://www.mkab.hu), allerdings z. Z. nu r aufUngarisch. 

10 Dtes hatte das Gencht tn der Entscheidung l lll992 (111.5.) AB deut­
lich gemach t, in der es schrieb: "Mit der am 23. Oktober !989 verkün­
deten Verfassungsanderung trat in der Tat eine neue Yerfassung in Kraft, 
dte mtt der Feststellung, dass die Republik Ungarn ein unabhangiger, 
demokratischer Rechtsstaat ' ist, bezogen auf den Staat, auf Rech t und 
politisches System eine sich von der früheren grundlegend unterschei­
dende, neueQualitat eingeführt hat.[ ... ] Die Erklarung Ungarns zum 
Rechtsstaat ist zugleich Tatsachenfeststellung und Programm. Der 

+ 
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. dieser Arbeit analysieren werde, beleuchtet die Logik der Situa­
tnon in der die ökonomischen Rationalitat, welche sich in diesem 
~aii ' in der Regierung positioniert hat, eine Reduktion von berei ts 
xistierenden staattichen Leistungen einleitet. Solche Situationen 
~ornmen n_atürlich auc~ im etablierten Wohlfahrtskapit~lismus vor, 
aber in kemem so heftigen AusmaBe. Im Gegenzug h~erzu fmden 
durch das Verfassungsgericht die politische Sprache und das be­
gri ffliche Scherna von Verpf11chtung, Vertrag und Treuhandschaft 
ihren Weg in den politischen Diskurs zurück und versuchen, sich 
gegen Argum~nte durchzusetzen, die auf bioBer Kosten-Nutzen­
Rechnung basieren. 

Der Sachverhalt lautet folgendermaBen: Im Mai 1995 wurde in 
Ungarn ein umfassendes Sparprogramm (Gesetz Nr. XLVIII l !995 
über die wirtschaftliche Stabilisierung, im folgenden als GWS ab­
gekür_zt) durch _den Finanz~i~ister Lajos Bokros vo:.ges_tellt, der 
Mitghed der reg1erenden Soztahsten war. Es war hauptsachhch durc h 
die Instruktionen des IWF veranlasst und wurde innerhalb weniger 
Tage von einigen Beamten des Finanzministeriums entworfen, die 
praktisch Tag und Nacht arbeiteten und kaum das Ministeriums­
gebaude verlieBen. Der Gesetzesentwurf sollte einige hundert Ge­
setzesbestimmungen erganzen und betraf alle Lebensbereiche, die 
in irgendeiner Art und Weise mit staattichen Geldern finanziert 
wurden. In dem Versuch, den Staatshaushalt auszugleichen, wurde 
insbesondere die Reduzierung der Staatsausgaben durch Kürzung 
verschi edener staatlicher Sozialleistungen vorgeschlagen. Des wei­
teren sollten zusatzliche Einnahmen durch eine Erhöhung von Steu­
ern und Versicherungsgebühren sowie durch andere MaBnahmen 
wie die Einführung von zusatzlichen Zollgebühren sowie Studien­
gebühren an den Universitaten gesichert werden. Das Parlament 
stimmte über den Gesetzesentwurf ohne groBe Diskussion ab. Je­
doch traten mehrere Bestimmungen nicht in Kraft, weil das Verfas­
sungsgericht sie in ei ner Reihe von Entscheidungen für verfassungs­
widrig befand. Die Urteile betrafen hauptsachlich die Kürzungen 

Rechtsstaat wird verwirklicht, indern die Verfassung tatsachlich und 
bedingungslos gil t. Für das Rech t bedeutet der Systemwechsel und ein 
rechtheher Systemwechsel ist nur in dem Sinne möglich, dass das ge­
samte Rechtssystem mit der rechtsstaatlichen Yerfassung in Einklang 
gebracht, bzw. bezüglich der neuen Gesetzgebung in Einklang gehal­
ten wird. Nicht nur Rechtsnormen und Funktionen der staatlichen Or­
gane müssen im Einklang mit der Verfassung stehen, auch die gesamte 
Gesellschaft muss von der Begriffskultur und Werteordnung der Ver­
fassung durchdrungen sein. Dies ist die Herrschaft des Rechts, hier­
durch wird die Verfassung zur Wirklichkeit. Die Yerwirklichung des 
Rechtsstaates ist ein Prozess . Hieran zu arbei ten, ist verfassungsmaBi­
ge Pflicht der staatlichen Organe". Siehe Brunner l Sólyom, a.a.O., S. 
336. 
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von Sozialleistungen und die Art und Weise, in der sie b~schlossen 
wurden. Das Gericht kritisierte vor aliern die kurzen Ubergangs­
fristen und formulierte allgemeine Anforderungen bezüglich der 
verfassungsrechtlichen Kriterien für Veranderungen im Sozialwe­
sen.11 

Die Urteilsbegründung des Gerichts und die Debatte, die clar­
authin entfacht wurde, berührten eine breite Palette von Themen 
die von Grundsatzdiskussionen bis hin zu von Diskussionsteilneh~ 
mern angebotenen konkreten Handlungsanweisungen reichten. Ich 
werde meine Diskussion in folgende Bereiche ordnen: (l) das grund­
satzliche Problem der verstarkten Einmischung des Staates in die 
Wirtschaft, insbesondere bezüglich seiner roateriellen Verpflichtung 
gegenüber den Bürgern; (II) das Problem der Kürzung ~taatlicher 
Sozialleistungen, ihre Kriterien und das Problem des wirtschaftli­
chen Notstands; und schlieBlich (III) die Frage der realen Gewal­
tenteilung im postkommunistischen U n g arn, veranschaulicht an 
Hand des Konflikts zwischen der Regierung und dem Verfassungs­
gericht. 

I. Das Problem der Einmischung des Staates in die 
Wirtschaft 

Ein grundsatzliches Problem der modernen Politik ist die Notwen­
digkeit, umfassende roaterielle Leistungen an die Bürger zu erbrin­
gen. Der Philoseph János Kis, ~iner der Parteif~hrer _der liberalen 
Freien Demokraten, die zum Zeltpunkt der hi er diskutierten Urtede 
den Koalitionspartner der Sozialisten stellten, diskutierte diese Fra­
ge in der Zeitung Népszabadság als ein Grundrechtsproblem unter 
dem Titel "Das Paradoxon der sozialen Rech te": 12 

"Die verfassungsrechtliche Perspektive auf das Recht a~f Sozi­
alversicherung und die sozialen Rechte im Aligemeinen bem~altet 
eine der kompliziertesten theoretische~ und verfahrensrecht_hchen 
Schwierigkeiten, mit welcher alle konstitutwnellen Demokrati~n ~IS 
zum heutigen Tage kampfen. W as ist die Quelle dieser Schwl~ng­
keit? Warum ist die verfassungsrechtliche Behandiung der soz1al~n 
Rechte nicht so eindeutig wie die der Freiheitsgrundrec~te? Die 
Schulbuchantwort ist, dass Freiheiten negative Rechte smd, s1e sc~u t­
zen uns vor Eingriffendes Staates (und anderer Menschen) . Soz1ale 
Rechte dagegen sind Rechte im positiven Sinne, sie fordern maten-

J J Eines der Urteile, Entscheidung Nr. 43/1995 (VI. 30.) AB, findet sic h 
bei Sólyom l Brunner, a.a.O., S. 322- 332. , 

J 
2 János Kis Lass t uns die Debatte überdenken" , S. ll in Népszabadsag, 

ll . Augu~t,l995, und" Verfilzte Staatsgewalten" in Népszabadság, 15. 
Juli 1995, S. ll . 
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elle Leistungen vom Staat (und sornit von and~ren M~nsc~_en als 
Steuerzahler). Freiheitsrechte zu respektieren 1st gr~t1s,_ wahrend 
soziale Rechte Geld kosten. Das ist so nicht ga~z r~chtlg : unsere 
Freiheiten verpflichten den Staat nicht n ur dazu, s1e mcht zu ver~e~­
zen, sondern fordern auch ihren Schutz. Zu diesem _Zwecke b_en~tl­
gen wir die Polizei, die Staatsanwaltschaft und Genchte, I~stitutw­
nen, deren Instandhaltung ein kostspieliges Unter~an~en ISt. Doch 
die Kosten sind in den beiden Fallen sehr untersch1edhch. lm Jahre 
1995 betrug in Ungarn das Budget der Polizei, der Staatsanwalt­
schaft, der Gefangnisse und Gerich te n ur l ,5% des Staatshaushal­
tes, wahrend Sozialausgaben bis zu 22% des Haushalts ~us~ach­
ten . [ ... ] Typischerweise können Freiheitsrechte als unabhang1g ~-on 
der wirtschaftlichen Kapazitat des Staates angesehen _werden, wah­
rend sozialen Rechten normalerweise mit etatabhang1gen MaBnah­
men begegnet wird. [ ... ] Wenn ein Interesse als Recht angesehen 
und geschützt ist, dann ist klar, dass es nicht verletzt ~e.rd~n dar_f, 
auch wenn dessen Schutz für die Gesellschaft kostspieiig 1st. Die 
Kosten müssen ungewöhnlich hoch sein, um eine Einschrankung 
des Rechtes aus diesem Grunde überhaupt zu erwagen. Der ~.osten­
faktor bei den sozialen Rechten ist jedoch so n ah an der kritischen 
Grenze, dass das Abwagen zwischen den durc h die Rech t~ gesc~ütz­
ten Interessen und den für ihre Verwirklichung notwend1gen fman­
ziellen Mitteln seiten vermieden werden kann. Im Aligemeinen muss 
man sagen, d ass die B ürger das Rech t auf bestimmte Sozialleistun­
gen haben, insofern dieses den Staat nicht überlastet. [ . .) Es kann 
nicht aufrechterhalten werden, dass Bürger ein dur~h die _Yer~~s­
sung garantiertes Recht auf Leistung haben, wen n d1eses d1e Mog­
lichkeiten des Staates übersteigt." 

Andere Diskutanten sprachen das oben form~:~Iierte <?rundsat~­
problem nicht so direkt an wie Kis. Sie konzentnerten s1ch auf d1e 
Art und Weise, wie man - angesichts der enormen Be_deutung des 
Staates als Leistungstrager- die massíven sozialen Le_1stungen ?es 
Staates kürzen darf. Wahrend sich das Verfassungsgencht, das sich 
als Hüter dergültigen Verfassung versteht, in der zahlrei~~e _A~tike,~ 
den Bereich der Sozialrechte betreffen, !3 durch diese "pos! tiVIstisch 
beschrankt sieht, konnten andere in ihren Diskussionsbeitragen die 
gegenwartig geltenden Grundsatze des staadichen Engagements 
herausfordern. Interessant istjedoch, d ass, obwohl er das Grundsatz­
problem definiert, nicht einmal Kis den Rückzug des Staates au~ 
den teuersten Leistungsbereichen vorschlagt. Er bezieht sich dabe1 

JJ Folgende Yerfassungsartikel sind insbesondere relevant: Art. 15 (Ehe 
und Familie), Art. 16 (Existenzsicherung, Ausbildung und Emehung 
der Jugend), Art. 17 (Schutz der Bedürftigen), Art. 6611 (Mutterschutz), 
Art. 67 (Rechte des Kindes), Art. 70 D (GesundheJtsversorgung, Um­
weltschutz) , Art. 70 E (Soziale Sicherheit); Art. 70F (Bddung). 
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auf die Tatsache, dass die Bestimmung über die soziale Sicherh . 
das Ergebnis des Abkommens am Runden Tisch von 1989 ist u en 
betont, dass es in jedern Fali "wünschenswert ist, ein solches Re ~d 
beizubehalten". Diese Positi on könn te Jei ch t als heuchlerisch erschc . t 
nen, denn seine anderen Bemerkungen vermitteln ein B i ld vom v~I­
fassungsrechtlich geschützten Sozialstaat als Selbstmord auf be~­
den. ~ei te~: D.ies kan n. ~ich jed o~ h sehr leicht als eine unpopula:~ 
PositiOn fur eme KoahtiOnspartei herausstellen, so dass Kis davo 
absieht, sie offen zu vertreten. 14 n 

Il. Das Problem der Kürzung staatlicher 
Sozialleistungen 

Der Hauptteil der Debatte konzentrierte sich auf das Problem der 
Kürzung von staatlichen Leistungen. Als Teil des umfassenden wirt­
schaftlichen Wandels war die Umgestaltung des Systems sozialer 
Sicherheit eines der umstrittensten Themen, vergleichbar mit dem 
ebenfalls kontrovers diskutierten Privatisierungsprozess oder dem 
Problem der Rückzahlung von externen und intemen Schulden. Yor 
dem Sparprogramm von 1995 wurden keine systemalischen Veran­
derungen des Sozialwesens eingeführt. Das Gesetzespaket selbst 
hatte ebenfalls keinen systemalischen Ansatz, sondern versuchte in 
Eile eine Kürzung von Sozialleistungen herbeizuführen, so dass 
möglichst schnell möglichst viel vom Staatshaushalt eingespart 
werden sollte. Sogar der Finanzminister selbst gestand ein, dass das 
Gesetz anstatt der versprochenen Umstrukturierung des Sozialwe­
sens dieses n ur in dem MaBe veranderte, wi e es notwendig war, um 
die wirtschaftliche Stabilitat des Staates zu sichern. 

Die umfassendste Kritik an dem Urteil des Verfassungsgerich­
tes karn von András Sajó, einern Verfassungsrechtler und Rechts­
soziologen, in einern Aufsatz, der weithi n Aufsehen erregte. 15 Sajó 

14 Darüber hinaus muss an dieserStelle angemerkt werden, dass zu dieser 
Zeit die Regierungskoalition mehr als zwei Drittel der Stimmen im 
Parlament hatte, was ihnen theoretisch ermöglichte, jederzeit und zu 
beliebig vielen Punkten eine Yerfassungsanderung vorzunehmen, trotz 
der Tatsache, dass es technisch gesehen ein Stillhalteabkommen be­
züglich der Anderungen der laufenden Verfassung gab. Grund dafür 
war die Tatsache, dasseine neue Verfassung gerade entworfen wurde. 
Diese war jedoch vom Parlament weder jemals in Betracht gezagen 
noch zu Ende geschrieben worden. 

15 András Sajó, "Ho w the Ru le of Law Killed Hungari an Welfare Reform?" 
in Eas t European Constitutional Review, Bd. 5, Nr. l (W inter 1996), S.3l-
41. _Die erste und langere Version dieses Artikels war ein auf ungarisch 
vertasstes Manuskript mit dem Titel "Die Waisendes roateriellen Natur­
rechts- oder wie unser Verfassungsgericht die Notteidenden beschützt". 
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tte zuvor da von abgesehen, kritische wissenschaftliche Ko~men­
ha über die Tatigkeit des Verfassungsgenchts zu veröffenthchen, 
tareden Ruf der Institution nicht zu gefahrden. Ungeachtet dieser 
~'!_lheren Erwagungen beschuldigte er nun das Gericht öffentlich, 
~e Reform des Wohlfahrtsstaates in Ungarn zu ersticken" sowi.e 

"·nen beklagenswerten Status quo zu verlangern, in dem es andi-
e~rsen verwirrten und veralteten ldeen festhalte, die "schlicht und 
\nfach kommunistisch" genannt werden müssten. Diese Prinzipi­
~n staromten aus ~em .. ~nterbewus~tsein de~ Rechtsbewusstseins 
und erinnern an em sozialdemokratisches D1ktum, nach welchem 
die durch Kampf gewonnenen Rechte der Arbeiterklasse als erwor­
bene Rech te nicht wi eder weggenommen werden können" 16

. Es sei en 
Prinzipien der roateriellen Gerechtigkeit, unter deren Deckmantel 
das ungarische Verfassungsgericht Ansprüche auf soziale Unter­
~tützung und soziale Sicherheit innerhalb und auBerhalb des Ge­
richts zu befriedigen sucht". 17 Sajó bezweifelte die Stichhaltigkeit 
praktisch aller Hauptargumente, die im Gerichtsurteil zur Begrün­
dung der verfassungsrechtlichen Anforderungen an den Wandel des 
Sozialwesens dienten. 

Die Begründung des Gerich ts beinhaltete drei verfassungsrecht­
liche Hauptargumente, die die VerfassungsmaBigkeit des sozialen 
W andels betrafen und auf diesich verschiedene Richter (sowie das 
Gerich t als Ganzes) sc hon jahrelang v or ihrer An wendung im Fali e 
des Sparpakets von 1995 berufen hatten. Der erste Fali, in dem alle 
drei Argumente an zentraJer Stelle eingesetzt wurden, stammt aus 
dem Jahre 1991. 18 Das Urteil wurde damals einstiromig von den 
Verfassungsrichtern beschlossen, obwohl andere sozialrechtliche 
Falle normalerweise mehr als andere Fragen für Gespaltenheit sorg­
ten. Ich kan n hier nicht auf die Differenzen zwischen den Richtern 
und diesich daraus für das Stimmenverhaltnis ergebenden Veran­
derungen eingehen. Es ist jedoch bemerkenswert, dass bei der hi er 
diskutierten Entscheidung zur VerfassungsmaBigkeit der Wirt­
schaftsstabilisierungsgesetze das Gericht wieder vereint war. Im 
folgenden werde ich Sajós Kritik zusammen mit den drei Haupt­
strangen in der Argumentation des Gerichts darstellen. 

Eigentum 

In früheren Fallen hatte das Gericht festgestellt, dass das zentrale 
Merkmal des Systems sozialer Sicherheit dari n bestand, dass dieses 
ein sagenanntes Mischsystem sei, bestehend aus den zwei Elemen­
ten "Versicherung" und "Solidaritat". Das galt in den meisten Fal-

Ifi Andreas Sajo, Manuskript, a.a.O., S. 36 
17 ebd. 
IX Entscheidung ll/1991 (lll. 29.) AB. 
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Jen sozialer Unterstützung, wie z.B. bei den Renten, in d~r Gesu.nd­
heitsfürsorge und bei der Familienhilfe. Der ~rste Begnff b~zieht 
sich auf die Tatsache, dass die Bürger gesetzhch daz~ veri?flichtet 
sind in das System einzuzahlen, wodurch sie autamatisch Im klas­
sischen Sinne versichert sind. Das .Argument des Verfassu~gsge­
richts bezüglich der verfassungsmaf3Igen Anforderungen a~ d1e Ver­
anderung des ganzen Systems bet?nt.e, dass- durch Ihre Emz~hlun­
gen in das System- dieMenschen m 1hrem Anspruch a.uf bestimmte 
Sozialleistungen einen strengeren verfassu~gsrechthche? Sch~tz 
genief3en, als dies der Fali ?ei anderen staathchen, ex gratta v~.rhe­
henen Leistungen ware. D1e sogen~n.nten "gekauf~en Recht~ auf 
bestimmte Leistungen werden sornit m ~nge Verbmdung mit ~~m 
Eigentum und seinem ver!assung.srec~thchen S~hutz gebracht 

Das System sozialer S1che~heit. s.~~ andererseit.s, so das Gench.t, 
ein Mittel, um öffentliche Sohdantat zu ze1gen, md~m .. man dafur 
sorgt, dass sogar diejenigen, die wen ig oder keme Be1trage gezahi t 
haben, dennoch die Leistungen des staathc.hen Wohl!ahrtssystems 
empfangen. Dadurch _ist ?er Schutz des E1gentums m dem Maf3e 
begrenzt, w ie das sohdans~he Element des Syste~ns das Miss~er­
haltnis der individuellen Emzahlungen Im Verglei.c_h ~u den w~rk­
lich empfangenen Leistungen rechtfertigen ~ann. S~JO hm ge gen S I ~ht 
diese Verstellung von der Natu~ der S?zialversicherung als e~ne 
unhaltbare Fiktion an: "Das Sozialversicherungssystem .hat keme 
Versicherungsfonds geerbt und f~r den ~taat entsteht keme re~ht­
lich bindende (finanzielle) Verpfl1chtung Im Austaus~h geg~n mog­
liche (schwer einschatzbare) Beitra~e. Daher ~ann d1eser mc~t em­
mal die versprochenen Leistungen, die proportJOnai ~u den Beitrags­
zahlungen waren erbringen, selbst wenn man die s1ch ver~ch lech­
ternde wirtschaftliche Lage des Staates a uBer ac h t la Bt. Folghch kan n 
der Staat und das von ihm abhangige.Wohlfahrtssystem die ve~spro­
chenen ( dennoch aber nicht notwendigerweise erworbenen) Leistun­
gen nicht an diejenigen auszahl~n, di.e sie verlangen: der W ert de~ 
"gekauften Rechts" kann n.amhch mc~t f~stge~tellt wer~en, :~~ 
dieses vonNatur aus nie rem 1m Verhaltnis z~Ischen B~Itra~ d 
Leistung berechnet wurde. Die Lösung d1eses Dilemma~ hegt ~ n er 
Konstitutionalisierung der staatlichen Verpflichtung, ~oziale L.eistun­
gen zu erbringen um die Existenz von Menschen 1~ schw~~nge~ 
sozialen Situatio~en zu garantieren. [ ... ] [Darüber hmaus] o~ne _ 
die verfassungsrechtlichen Kriter!en, die für das System d~{ e~n 
tenzahlungen definiert wurden, mcht etwa a~f Lohnfortza a~~!rer 
im Krankheitsfalle angewandt werden, da dies~ von ganz. len Si­
Natur sind. Die Tatsache, dass beide zum Geb1et der S?Zia mein­
cherheit gehören, macht sie nicht gleich, und das , was sie ge 

s 322-332) lY Entscheidungen 4311995 (VI.30) AB (Sólyom/Brunner, · 
und 52/1995 (IX.l5.) AB. 
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sam haben(~. B. die Beitriige flie/3en zu einern mysteriösen Ortoder 
in den staathch~n Haushalt) machtjegliche Kontraile unmöglich".zo 

Die theoret1sche Grundlage dafür, dass bestimmte soziale An­
sprüche als. eine Art Ei gentum begriffen werden, geht zurück auf 
eine Idee, d1e z~erst in einer Entscheidung aus dem Jahre 1993 dar­
geleg~ w~rde: EI gentum habe die Funktion, materielle Mittel für die 
Verwirkhchung der persön!ichen Selbstbestimmung zu liefern. Un ter 
den Um~tanden des sta~thchen Sozialismus konnte das Eigentum 
im klassisc~en Smne seme autonomiesichernde Funktion nicht er­
füllen, c!!l d1~se von verschiedenen staatlichen Steilen übernommen 
wurde. Ahnhche Prozesse haben ebenfalls in kapitalistischen Wohl­
fahrtssystemen stattgefunden, wenn auch in einern nicht so starken 
~a/3e. J?as theo~etische Problem bestehtjedoch in beiden Systemen. 
D1eses Ist auch m der Ents.cheidung des Verfassungsgerichts ange­
deutet "verfassungsrechthcher Schutz des Eigentums bezieht sub­
jeklive Rechte von wirtschaftlichem Wert sowie öffentlich-rechtli­
che A.nsprüche (z.B. auf soziale Sicherheit) mit ein, wenn deren 
Funkti?n der Schutz der persönlichen Selbstbestimmung ist". 21 Die 
Versch1ebun.g der Grundlage des individuellen Selbstbestimmungs­
recht.s ~ann m :Vohlfahrtsstaaten jeglicher Art beobachtet werden, 
so Wie Im ~eutJgen Ungarn selbst, wie es das Gericht in einern der 
GWS-Urte~le fe~tstellt: "Wenn die Habe (der Bürger] zu diesem 
Zwecke [Fmanz~erung des Systems sozialer Sicherheit durch die 
Z~hlung von Versicherungsbeitragen] durch Gesetz weggenommen 
Wird, so m~ss das .Ges~tz für eine Sicherheit sorge n, die mit derjeni­
gen vergle1~hbar Ist .• d1e. aus dem Eigentumsrecht hervorgeht".22 

Wen~ diese Sozialleistungen Opfer von Kürzungen (in groBem 
oder kiemern ~mfang) werden, verlangt der Schutz der individuel­
l ~n S.elbstbestimmung, dass sie gema/3 Prinzipien beurteilt werden, 
d1e SI~h nach den strengen Prüfungen und Verfahren für den Schutz 
des E1gentums richten. ~o müssen die Veranderungen in wichtigen 
TeJ len d.es System~ sozialer Sicherheit damit übereinstimmen, was 
~~ Ge~I~ht als "eme erhöhte Stabilitatserwartung" bezeichnete. 2J 

ei le SaJo bemer.kte, ~ann "s~.zialversicherung als Eigentum ohne 
ne ~ompensatwn emgeschrankt werden, wodurch - wie im Falle 

des Eigentums - dann eine Wegnahme vorliegt die eine Bnteig-nu ng f d d' . . ' 
w er or . ert, Ie ~Iederum emer Kompensati on bedürfen würde, 
i s~~~he logischerweise n.Icht gewahr.t werd~n kan n. ( ... ] W as bleibt, 
. Ie .~erfassungsrechthch kontrollJerte Emschrankun~ die gegen e1nen ub .. B. V ' 

erma Igen er lust von Ansprüchen einsteht" 4 ---20 
21 Andreas Sajó, Manuskript, a.a.O., S. ll. 
22E Entsch. 64/1993 (Yll.l2.) AB (Brunner/Sólyom S. 539-576). 
23 ntsch. 43/1995 ' 
24 Ebd. . 

Andreas Sajó, Manuskript, a.a.O. , S. 13. 
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Sajós diesbezügliche Kritik beruht auf der Beobachtung, dass 
die Versergung der Bürger mit allerart staatlicher Leistungen tat­
siichlich die Bedeutung der individuellen Bemühungen vermindert 
hatte (Löhne und Gehiilter deckten nur einen kleinen Teil des Le­
bensunterhalts ab). Matericile Leistungen waren zur Zeit des Sozia­
lismus ein wichtiges Werkzeug in den Handen des Staates, um je­
dermann unter Kontrolle zu behalten. Damit wurden dieMenschen 
abhiingig von staatlicher Hilfe und sahen ihren Un terhalt zunehmend 
als eine staatliche Obiigatien und j eden (vorstellbaren) matericllen 
Anspruch als legitim an. Sajó argumentiert daher, dass "das Verfas­
sungsgericht, indern es den Eigentumsschutz auf Sozialleistungen 
übertriigt, zu der Aufrechterhaltung des früheren Abhiingigkeits­
systems beitriigt, indern es Modernisierung sowie die Entfaltung der 
Selbstbestimmung verhinctert - die das Gericht selbst zu fördern 
suchte."25 

Soziale Sicherheit- Existenzminimum 

Das zweite Hauptargument des Gerichts war, die verfassungsrecht­
Iiche Grenze für die Sozialkürzungen sei Artikel 79/E der Verfas­
sung, der ein Existenzminimum garantiert und in seinem Absatz 2 
die entsprechende staatliche Verpflichtung formuliert, die sozialen 
Hilfs- und Gesundheitsinstitutionen aufrechtzuerhalten. Auf der 
anderen Seite wurde vom Gericht 1991 festgestellt, "dass soziale 
Sicherheit weder bedeutet, dass das Einkommensniveau garantiert 
ist, noch dass der einmal erreich te Lebensstandard der Bürger nicht 
infoige einer Verschlechterung von wirtschaftlichen Bedingungen 
sinken könnte. Die Verpflichtung des Staates in Bezug auf die so­
ziale Sicherheit seiner Bürger ist alJgemein formuliert".26 

Sajó merkt an, dass das Ungarische Verfassungsgericht- indern 
es durc h seine Auslegung der Klausel ü ber soziale Sicherheit einen 
teuren Wohlfahrtsstaat aufrechterhielt - sich dem deutschen Bun­
desverfassungsgerichts anniiherte. Diese Rechtsprechung des Bun­
desverfassungsgerichts basiert allerdings auf dem in der deu~schen 
Verfassung verankerten Sozialstaatsprinzip, das in der unganschen 
Verfassung fehltY Und wirklich haben sogar die Richter, deren 
Ausführungen sonst sehr gut die Verstellung von Ungarn .als :,Sozl­
alstaat" untermauern könnten, explizit in einer frühen, emstlmmlg 
ergangenen Entscheidung von 1990 erkliirt, dass "der in der Praam­
bel der Verfassung formulierte Vorsatz, die friedliche Wende.zu 
einern Rechtsstaat zu unterstützen und sornit eine soziale Marktwlrt­
schaft zu realisieren , nicht bedeutet, dass die Verfassung die Grund-

25 Ebd., S. 46. 
26 Entsch. 32/1991 (VI. 6.) AB. 
27 Andreas Sajó, Manuskript, a.a.O., S. 8. 
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satze der .sozi.alen Mar~twirtschaft proklamierte. GemiiB Artikel 2 
Absatz l 1st d1~ Repubhk Ungarn ein unabhiingiger demokratischer 
Rechtsst~at. DJe~e. Erkl~rung bezieht sich nicht auf Sozialrechte. 
soziale .s1~h~~rse1t .1st ke me formelle Voraussetzung für das Rechts­
staatspnnzlp. D1.es bedeutet, dass d1e Verfassungsbestimmung zur 
sozialen S1cherhe1t (~rt. 70/E) ausreichende Grundlage für das 
Gencht darste!lt, um e1~ verfassungsrechtliches System von Richt­
linien zu. entw1ckeln, W le der Staatsich hinsiehtlich der matericllen 
Bedürfmsse und Wünsche seiner Bürger zu verhalten hat. 

Eines der GWS-Urteile des Gerichts berief sich aliein auf die 
Klausel ü ber sozia.Ie Sicherheit, .. um ein~ vorgeschlagene Áncterung 
des Syst~ms st~athcher Unterstutzung 1m Krankheitsfalle abzuleh­
nen: "D1e partJelle - verhiiltnismiiBige und verfassungsrechtlich 
gerechtfertJgte- Veriagerung der Belastungen von den in ernsthaf­
ten wirts~haftlic~en Schwierigkeiten stehenden Sozialversicherun­
g~n ~uf dJe_YersJc~er.ten und die Arbeitgeber ist nicht verfassungs­
Wldng an s1ch. Es 1Stjedech verfassungsrechtlich erforderlich dass 
im Zus~J?menhang mit solchen Veriinderungen die Betrotfenen 
rechtze1t1g von de~ aus dieser Risikoverteilung hervorgehenden 
Belastungen unternchtet werden, so dass sie die Gefahren berech­
nen und sich finanziell auf die sich ergebenden Kosten einsteilen 
k.. "29 S d d . H ?nnen. o wur e .le auptver~nderung in der B estirumung über 
d1~ Lohn.fortzahlung 1m Krankhe1tsfalle für verfassungswidrig er­
kl ar~, we1llaut ~em Ger~.cht befürchtet w~rden kann, dass Arbeitge­
ber m der Tat mcht genugend Gel d aufbrmgen können um eventu­
ell e (vorher nich~ einkalku~ierte) Lohnfortzahlungen z~ gewiihrlei­
st~n, wodurch Wiederum d1e Rechte der Bürger auf soziale Sicher­
heit verletzt würden. 

Rechtsstaatlichkeit- Rechtssicherheit- Erworbene R echte 

Das ~eu e an den argumentativen Strategien, die in den GWS-Urtei­
len emgesetzt wurden, war, dass das Gericht nachdrücklicher als 
Jemals zuvor seine Theorie der erworbenen Rechte anwandte und 
beton te, dass "Rechtssicherheit als eines der wichtigsten Elemente 
des Rechtsstaates und als theoretische Grund l age für den Schutz der 
erworbenen Rechte zentral für die Stabilitat groBer Wohlfahrts-

2~ 

29 Entscheidung 72/B/1990/5 AB Határozatai, 1990. 
~ntsch . 44/ !995 (VI: 30.) AB. Wahrend das Krankenge1d vo r den GWS-

eranderungen an d1e krankgeschnebenen Versicherten aus dem Kran­
kenverslcherungsfonds bezah1t wurde (es sei denn, der Versicherte hatte 
~nen Anspruch auf die Lohnfortzah1ung durch den Arbeitgeber für 
L ax1ma1 10 Tage) ,.befreite das Gesetz die Krankenkassen von der 

ohnfortzah1ung wahrend der ersten 25 Tage und verpflichtete die 
Arbeitgeber, d1e Zah1ungen für 20 Tage zu 1eisten. 
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systeme" sei. Eine andere, allgemeine Formulierung dieses Gedan­
kens durch die Richter findet sich in den abschlieBenden Absatzen 
der Urteilsbegründung, der auch das vorhergehende Zita t entstammt: 
"Das Rechtsstaatsprinzip [verlangt], dass das Verhalten des Staates 
kalkulierbar ist, so dass sowohl natürliche als auch juristische Per­
sonen eine gute Grundlage haben, um ihre wirtschaftlichen, fami­
liaren und lebensunterhaltsbezogenen Entscheidungen treffen zu 
können". 30 In einern früheren Fali betonte das Gericht, dass diese 
Anforderungen unabhangig davon gelten, wann die Rechte erwor­
ben wurden: "Das Verfassungsgericht ging bezüglich der verfas­
sungsrechtlichen Anforderungen ni ernals Kompromisse ein, weil die 
durch den Regimewechsel bectingten auBergewöhnlichen Umstan­
de dies erfordern würden. [ ... ]Die, Transformatio n' geht innerhalb 
von verfassungsrechtlichen Grenzen weiter. Die verfassungsrecht­
lichen Anforderungen, die in Verhindung mit bestimmten, den Trans­
formationsprozess antreibenden Regelungen festgelegt wurden, sind 
für die Zukunft verbindlich. Konzeptionelle Fehler, die möglicher­
weise im Laufe des Prozesses entstanden sind, können nur ausge­
merzt werden, indern diese Einschrankun~en berücksichtigt und die 
erworbenen Rechte respektiert werden".· 1 

Welche Rolle spielte Rechtssicherheit als Grundlage des Schut­
zes erworbener Rechte für das Sozial.~ystem und dessen Transfor­
mation in der verfassungsrechtlichen Uberprüfung des Wirtschafts­
stabilisierungsgesetzes? Das Gericht unterscheidet hier zwei Ebe­
nen. Zuerst wird, wie im Falle der oben diskutierten Verhindung 
mit dem Eigentum, zwischen Sozialversicherung und Sozialhilfe 
unterschieden. "In Abwesenheit eines Versicherungselements in 
einer bestimmten Sozialleistung sollten die Rechtssicherheitsan­
forderungen angewendet werden, um zu bestimmen, inwiefern die 
Verlinderung der Verfügbarkeit der Leistung verfassungsmaBig ist. 
[ ... ] Das Wirtschaftsstabilisierungsgesetz verletzte jedoch die ver­
fassungsrechtlichen Anforderungen der Rechtssicherheit, indern es 
die erworbenen Rech te in Bezug aufFamilienunterstützung mit prak­
tisch sofortiger Wirkung entzog oder umwandelte.'m Sowohl in 
Versicherungs- als auch in Unterstützungsfallen steht der verfas­
sungsrechtliche Schutz, der im Zusammenhang mit dem Eigentum 
begründet wird, nicht alleine, sondern wird - wenn innerhalb eines 
Systems von Sozialversicherungsgebühren für die Leistung bezahlt 
wird - durch das Argument der Rechtssicherheit verstarkt. Diesbe­
züglich steJ\te das Gericht fest, dass das Verandern der Leistung­
ohne einen Ubergang oder eine "Abstufung" von der Versicherung 
hin zu ei ner Form der sozialen U nterstützung- ebenfaUs eine essen-

30 Entsch. 4311995 AB. (Sólyom/Brunner, S. 327 und 331 ). 
31 Entsch . 411993 (YII.l2.) AB (Brunner/Sólyom, S. 42!-468) . 
32 Entsch. 4311995. 
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tieile Verlinderung in der Rechtsposition nach sich zieht, in dem 
Sinne, "dass die betroffene Person in eine niedrigere Schutzkategorie 
bezüglich derrechtlichen Erwartungen fallt, [ ... ] was in eine Ein­
schrankung von Grundrechten gipfelt".33 

Die andere Ebene ergibt sich aus dem Prinzip des sagenannten 
Vertrauensschutzes. Hier wird zwischen kurz- und langfristigen So­
zialleistungen unterschieden. In An wendung dieser Unterscheidung 
urteilte das Gerich t folgendermaBen: "die Rechtssicherheit verlangt 
im Interesse des Schutzes erworbener Rechte, dass Leistungen, die 
für eine relatív kurze und im Yoraus festgelegte Zeit im Rahmen 
der Mutterschaft und des Kindergeldes [ ... ] unter Bedingungen ge­
wahrleistet werden, die nicht ungünstiger sind als jene, die in be­
reits wirksamen gesetzlichen Regelungen spezifiziert werden und 
sich auf Kinder, die schon gebaren sind oder innerhalb von 300 
Tagen ab dem 15. Juni 1995 an gebaren werden, beziehen. In Fal­
len von Mutterschaftshilfe und Kindergeld, diesich über einen lan­
geren Zeitraum erstrecken,- und insbesondere wenn sie keine Ver­
sicherungselemente heinhalten - ist der Gesetzgeber berechtigt, die 
gesamte gesetzliche Re gelung der Unterstützung zusammen mit den 
Anspruchsgrundlagen und i~ren Voraussetzungen derart ZU andern 
oder zu erganzen, dass die Anderung ebenfaUs diejenigen betrifft, 
die das Recht auf Unterstützung schon erworben haben. In diesen 
Fallen jedoch ist die verfassungsrechtliche Anforderung, die sich 
aus dem Grundsatz der Rechtssicherheit ergibt und mit dem Wan­
del zum neuen System zusammenhangt, eine Vorbereitungsphase 
für die Betroffenen zu garantieren, da diese notwendig für die An­
passung an die geanderte Gesetzeslage sowie für die Gestaltung der 
Familienfinanzen im Einklang mit den neuen Bedingungen ist."34 

Sajó sieht genau hier das Problem. Seiner Meinung nach sei es 
"kein Zu fali, dass das Gerich t dieSpracheder wohlerworbenen Rech­
te gebraucht. Dieser Sprachgebrauch ist trotz - oder gerade wegen 
- aller rechtlichen Unsicherheiten und , mehr noch, Irreführungen, 
die sie mit sich bringt, auBerordentlich beeindruckend. Er klingt wi e 
ein terminus technicus, was ihm eine irreführend groBe Macht ver­
leiht" . Die Starke dieses Sprachgebrauchs, so Sajó, en ts tehe jedoch 
nicht durch die rechtliche Botschaft, sondern indern er eine Art 
9esellschaftsvertrag voraussetze, dessen Verletzung ungerecht und 
illegal sei. Jedoch mangele es "den despotischen Bestimmungen und 
Privilegien des staatlichen Sozialismus .. . natürlich ge nau daran, d ass 
sie nicht durch Kampfe erworben und durch Vertrag geweiht wur­
den". Insgesamt habe das Verfassungsgericht in seinen Urteilen eine 
Doktri n der "eingeschrankten Unwiderrufbarkeit von sozialen Rech-

33 Ebd. 
34 Ebd. 



186 Potsdamer Textbuch 7 

ten" entwickelt, die "intellektuell gesehen revolutionar, vom Sta d 
punkt des wi~ts~~~ftli~hen 'Yan~els gesehen jedech tendenz~t­
konterrevolutwnar seJ. Sornit w1rd das Verfassungsgericht nich! 
n ur beschuldigt, die Theorie der erworbenen Rechte unprofessionetl 
angewandt zu haben, sondern die ganze Idee aus einfach identif­
zierbaren politischen Gründen in die Wirklichkeit "herei ng~­
schmuggelt" zu haben.35 

Der ursprünglichen Kritik Sajós (die auf Gültigkeit und Details 
der Anwendung der Theorie von erworbenen Rechten zielte) hat 
Pál Sannevend in einern detaillierten Bericht über die europaische 
Rechtspraxis auf einern funktienell gleichwertigen Gebiet, dem 
Schutz von Rechtserwartungen, heftig widersprochen.36 Wie Sanne­
vend darlegt, wirdin der Rechtsprechung vieJer etablierter Verfas­
sungsgerichte des Kontinents (einschlieBiich des deutschen und des 
italienischen Verfassungsgerichts) die Rechtsstaatsdoktrin mit der 
Rechtssicherheit in Verhindung gebracht. Erinnern wir uns, dass die 
wahrscheinlich einflussreichste Entscheidung des Ungarischen Ver­
fassungsgerichts die Antorderung war, dass der Wandel als Ganzes 
gemaB rechtsstaatlichen Prinzipien und wirksamen konstitutionel­
len Bestimmungen vonstatten gehen soll. Es wich von dieser Posi­
tion keinen Schritt zurück, als es um Sozialrechte gingY 

Die Veifassung und das System sozialer Sicherheit 

Sajó fasst seine gesamte Kritik am Gericht folgendermaBen zusam­
men: "Soziale Sicherheit stammt aus der Blütezeit des staatlichen 
Sozialismus, und ihr gegenwartiges System als eine verfassungs­
rechtliche Antorderung zu schützen ist gleichzusetzen mit dem 
W un sch, die sozialistische Bedeutung dieses Begriffs aufrechtzuer­
halten. "38 W ie o ben zi ti ert wurde, beton te János Kis, d ass ebendie­
se Bestimmun~ eine Vereinbarung des Natianalen Runden Tisches 
von !989 war.· In ei ner direkten Kritik an Sa jós ü hermaBigem Pro­
test gegen die Rolle des Gerichts in der Wendezeit argumentierte 
Sonnevend, dass "die Orteile von 1995 weder die Reformen des 

35 Andreas Sajó, Manuskript, a.a.O., S. 34. 
36 Pál Sonnevend, "Der Schutz der Rechte auf soziale Sicherheit in der 

Rechtsprechung des ungarischen Verfassungsgerichts- Eine emeute 
Betrachtung", ungarisches Manuskript, S.J 6. 

37 Vgl. Anm. 9. 
38 Andreas Sajó, Manuskript, a.a.O., S. 9. 
39 Zu den Gesprachen am Runden Ti sch siehe András Bozóki (Hg.), The 

Roundtable Talks of 1989: The Genesis of Hungarian Democracy. CEU 
Press, 2002. und das Kapitel von Andras Sajo in Jon Elster (Hg.), The 
Roundtable Talks and the Breakdown of Communism. Chicago and 
London: University of Chicago Press, 1996. 

• 
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95 
r Wirtschaftsstabilisierungsgesetzes im einzelnen noch die 

!9 hUahrtsreformen im aligemeinen behinderten". Das Gericht ver­
~oderte Iediglich die Durchführung einzelner Bestimmungen, wie 
hl~ Einschdinkung der Langzeitfamilienunterstützun.g. Die ~egie­
di g hatte diese M.aBnahmen ohne weiteres verw1rkhchen konnen, 
ru~nn sie langere Ubergangsfri~ten vorgese.hen h~tte.40 . 
w Tatsachlich erkliirte das Gencht express ts verbts, dass d1e Trans­
f mation des Systems sozialer Sicherheit eine verfassungsrechtli­
~~ Anforderung sei, als es dagegen protestierte, dass das alte Ge-

c tz zur Sozialen Sicherheit zerstückelt und aus Nachtragsgesetzen 
~ieder zusammengesetzt wurde. Dabei argumentierte das Gericht, 
dass solche Praktiken seitens des Gesetzgebers dann ~erfassu~gs­
rechtliche Fragen aufwerfen könnten, wenn der Staat mfol~e emer 
Reihe unüberlegter und überstürzter .Gesetzesanderungen mcht la~­
ger fahig sei~ würde, semen _Yerpflichtu~gen nachzukommen, em 
funktionsfiihiges System soz~aler InstJtutJOnen aufrechtzuerhalten, 
wie dies unter anderem im Artiket 70/E der Verfassung verlangt 
wird.4I In Bezug auf die verfassungsrechtliche Forderung der Ver­
anderung des Systems sozialer Sicherheit und auf die hiermit in 
Verhindung stehende Freiheit der Gesetzgebung erklarte das Ge­
richt: "Das Verfassungsgericht hat bei der Auslegung des Art. 70/E 
der Verfassung mehrere Male darauf hingewiesen, dass der Staat 
seinen in diesem Artiket spezifizierten Verpflichtungen dann nach­
kommt, wenn er ein Sozialversicherungs- und Sozialhilfesystem 
organisiert und betreibt.. Im Rah~en diese.s System~ k~nn ~ie Ge­
setzgebung selbst die MJttel bestimmen, m1t denen sie ~Je Ziele.der 
Sozialpolitik zu erreichen wünscht. [ ... ] DerStaathat emen breJten 
Ermessenspielraum, wenn es darum geht, die von der wirtschaftli­
chen Situation abhangigen wohlfahrtsstaatlichen Leistungen zu mo­
difizieren, neu zu gruppieren, oder umzuwandeln. Das Recht des 
Staates, Veranderungen durchzuführen, ist jed oc h nicht unbegrenzt. 
[ ... ]Das Verfassungsgericht betont ebenfalls, dass der Staat, bevor 
er solche, sich auf die Umstrukturierung des gesamten Wohlfahrts­
systems beziehenden Entscheidungen trifft und in Kraft setzt, zu­
satzlich zu den Aspekten, diesich auf die finanziell-wirtschaftliche 
Lageder Nation beziehen, seine ihm ausdrücklich durch die Ver­
tassung zugewiesene Verpflichtung zum Mutter-, Familien- und 
Kinderschutz berücksichtigen muss."42 

Darüber hinaus legte das Gericht (in ei ner anderen Entscheidung) 
die verfassungsrechtlichen An ferderungen fest, die auf allgemeine, 
die Sozialversicherung bestimmende Grundsatze anzuwenden sind: 

40 Sonnevend, Manuskript, a.a.O., S. 18-19. 
41 Entsch. 56/1995 (IX. l 5.) AB. 
42 Entsch. 43/1995, a.a.O. 
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"Das Familienhilfesystem umzustrukturieren - indern m---a 
· Il · G n es v emem a gememen rundlagensystem in ein mittelorientie t on 

stem um_wa~del~- ist an sich nicht verfassungswidrig, wen~ ese 8Y,­
gend Zeit fur di~ Implementierung der Veranderungen zu ..J n~­
gung steht und d1e Yorschriften nicht die in der Verfassung erfu­
tierten Regein od er Grundrechte verletzen. "43 garan-

ln~e.ressanterwei_se gab es,jedenfalls meiner Kenntnis nach k . 
n~ Knt!_ker des .SJer!_chts, d1e es d~für a~geprangert hatten, w~il ~­
mcht harter dafur kampfte, dass em soz1al sensiblerer Staat a f s 
baut oder aufrechterhalten würde. Es scheint, als ob das rechtul. ghe-
u b · " " IC e n ewusstsem , entgegen der o ben zitierten Behauptung Sajós ·· b 
dessen sc~Ieic_~end~, Sozialdem~kratisierung, schon eine grü~dl~~ 
che "Geh1~nwasche durch __ den Jahr~ehntelangen wirts~_haftlichen 
Exper~end1sk~rs er~alten hatte. A~f Jeden Fali sah die Offentl ich­
k~It st III dabe1 zu, w1e _das Gen ch tm_ der T~t d em w ich, w as ma n als 
d1e umfassende Zerstorung emes b1s dahm umfangreichen Wohl­
fahrtssystems bezeichnen könn te und so ll te. Das erstaunt auch dann 
~enn man bed~nkt, dass dieses Systems in vielerlei Hinsieht als ei~ 
U:berwachungsmstrument in Handen eines unterdrückerischen Re­
gimes gedient hatte. 

III. Die Frage der realen Gewaltenteilung im 
postkommunistischen Ungarn 

Die ~r~ge _der Gew_altent~ilung im postkommunistischen Ungarn, 
auf d1e In diese~. Be1tr~g me h t im Detail eingegangen werden kann44, 
wu~de von de~ of~enthchen Debatte - statt der üblichen Trennung 
zw1schen LegislatJve, Exekutive und Judikative-als eine Dualitat 
~erstan~en und auch s~ thematisiert: die wirkliche Gewaltenteilung 
1m ~eutigen Un~arn sei der Gegensatz zwischen dem Verfassungs­
gencht ~uf der emen, und der Regierung mit der parlamentariseben 
Mehrhe1t auf der anderen Sei te. Dazu karn, dass si ch diese Dualitat 
auch in einer klaren Trennung des rechtlichen und des ökonomi­
sc~en Diskurses zeigte. Das muss nicht notwendigerweise so sein ­
es Ist denkbar, dass die beiden Rationalitaten Positionen innerhalb 
der zwei getrennten Gewalten einnehmen und dabei möglicherwei-

43 Entsch. 455/b/99513. 
44 

Sieh_e die Lit~ra~ur in ~nmerkung l. Für Literatur zur Gewaltenteilung, 
die uber dte ubitehe Dtchotomie zwischen parlamentarischen und pra­
stdenttellen Systemen (z.B. Juan J. Linz und Artura Yalenzuela (Hg.), 
Th~ Fatlure of Prestdenllal Democracy. Baltimore: Johns Hopkins 
Umverstt~ Press, I 994) hinausgeht, siehe Kurt von Mettenheim (Hg.), 
Prestdenttal Inslltuttans and Demoeratic Politics. Baltimore: Johns 
Hopkins University Press, 1997. 
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acht untereinander auft_ei~en.In yngarn war 199? der emp~ri­
se ~Fali schlich_t der,_ d ass d te mstt~utt?nellen Scha~pl~tze de~ wirt­
sch aftlichen Ratwnahtat und konstitutwnellen Log1k d1e RegJerung 
sch. hungsweise das Verfassungsgencht waren. 
beZ~ahlreiche Kommentare verschi edener Parteien, die wahrend der 

ebatte abgegeb~n wurden, zeigen ~en Zus~mme~prall ~wischen 
D en beiden D1skursen. Auf der einen SeJte druckte s1ch Ver­
df tesungsgerichtsprasident Sólyom sehr deutlich aus, als er in einern 
ass · · b · h · Radiointerview erk~arte, de~ Recht~staat s~1 em e ~nso WIC t1~~r 

W ert wi e das finanzi_elle Gle~chgewicht.45 _Eme v~rm_Ittelnde _PosJtJ-
nahm z.B. der Junst Andras Bragyova em, der m emem Zeitungs­

~~mmentar an den historiseben Streit zwischen dem U.S. Supreme 
Court und der Roosevelt-Administration erinnerte und mahnte, der 
Staatshaushalt sei sei t jeher ein sorgfaltig gehütetes Recht der Par­
Iamente gewesen, und die regierende Mehrheit dafür verantwort­
Iich. Daher sollte das Verfassungsgericht sich in Fral;e~, die d_en 
Haushalt betreffen, so wei t wi e möglich zurückhalten.4 H1er schemt 
schon die V arstellung zu herrschen, dass sich Regierung und Ver­
fassungsgericht um verschiedene Dinge zu kümmern hatt~n: Die 
Regierung als verantwortlicher H ü ter des Haushalts, das Gene h t als 
alleiniger Hüter der Verfassung. 

Am Ende der nicht besonders umfangreichen Debatte über das 
Wirtschaftsstabilisierungsgesetz machte Finanzminister Lajos Bok­
ros den Standpunkt der Regierung in seiner Parlamentsrede in nic~t 
zu übertreffender Deutlichkeit klar, als er sagte, dass er den Teil 
seiner Rede, welcher die VerfassungsmaBigkeit des Gesetzesvor­
schlags betrifft, auslassen werde, da dies seiner Meinung nach Zeit­
verschwendung sei. 47 Selbstsicher und zynisch demonstrierte er so 
seine bzw. die Hoheit seiner Regierung über die Sache. An anderer 
Stelle wurde seine Vision von der Anordnung der politiseben Wel t 
prasentiert, als er den Verdacht auf3erte, dass "hinter den Entschei­
dungen des Gerichts gewisse wirtschaftspolitische Erwagungen stek­
ken, für die es keine Kompetenz hat. Das Verfassungsgericht be­
treibt eher eine alternative Finanzpolitik als eine Menschenrechts­
politik. "48 

Auc h J á nos Kis hat seine g es am te Argumentation ge gen die 
Gerichtsurteile auf der Grundlage des Gewaltenteilungsprinzips 
aufgebaut. Seine Theorie der Gewaltenteilung sieht nur zwei ein­
fl ussreiche Hauptgewalten vor, entsprechend der oben erwahnten 

45 "16 Stunden", Sender Kossuth, 3. Juli 1995. 
46 "Auslegung ist nicht Gesetzgebung" in Magyar Hírlap, 25. September 

1995. 
47 Zitiert in Imre Kónya, "Was eine Alternative hat und was nicht", in 

Magyar Nemzet, 29. Juli !996, S.l6. 
4x Lajos Bokros in einern Fernsehinterview fürDuna TV am 5. Juli !995. 
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Dualitat (wobei er effektiv die "real existierende" Situation besr- k 
und versu:ht ein System ge gensei ti ger Kontroll e und des G l ei~ t), 
w1chts zw1schen den Gewalten (checks and balances) zu konst ge­
ren.49 A_uch er reduziert den Verfassungskonflikt zu einern Ge~e­
satz zw1schen dem Haushalt und der Verfassung, der dan n \ n­
ho~fentlich mit der Aussöhnung endet: "Da die Sozialausgabenad~r 
groBten Kosten 1m Staatshaushalt darstellen, hangt das erwartun e 
gemaBe Niveau der Sozialrechte gleichzeitig von der Interpretat~s­
der Grundrechte und von der Beurteilung der finanziellen Mögli 

1~n 
keiten des Haushaltes ab". Befolgte man die von Kis vorgeschla c ~ 
nen Verfahrenstechniken, "würde die verfassungsrechtliche For~e­
run_g des. ~chu~_zes soz!aler Sicherheit _nicht in_s Leere laufen, uned 
gleichzeitig mussten die Verfassungsnchter mcht über den Haus­
haltsplan v~rfüg_en". Sein Lösungsvorschlag war, den beiden Staats­
gewalten mcht 1soliert und unabhangig voneinander verschiedene 
Komp_etenze~ zuzuweisen (das Verfassungsgericht die Verfassung 
und die Reg1erung das Budget), sondern beide Gewalten dazu zu 
zwingen, beim Schutz und der Realisierung der Sozialrechte zusam­
menzuarbei ten . 50 

. Für den _Streit der z wei Rationalitaten war bezeichnend, d ass jede 
SeJte auf d1e Argumente der anderen einging. So bezog sich z. B. 
das Gericht ausdrücklich auf die An wendung einer Kosten-Nutzen­
Analyse, als es folgendes ausführte: "Kinder und Mütter werden 
insbesondere durc h die Verfassung geschützt (Artikel 15, 16, 66 A bs. 
2 und 67 Abs. 1). Daher vertritt das Gericht in seinem Urteil dar­
über, ob der Eingriff in die berei ts erworbenen Rechte verfassungs­
g~maB. oder ":'illkürlich ist, die Meinung, dass es nicht genügt, sich 
h1erbe1 auf w1rtschaftliche Gründe zu beziehen. Es ist des weiteren 
not"':endig zu untersuchen, ob die genannten verfassungsrechtlichen 
Best1mmungen befolgt wurden. Die Gesellschaft hat ein grundle­
gendes Interesse daran , in Zukunft eine aktive Bevölkerung zu ha­
ben, welche die Verpflichtungen des Staates erfüllen kann."51 

Aber wie man in diesem Zi tat sehen kan n, wurde dieser Diskurs 
n ur dazu benutzt, um die eigene Rationalitat gegenüber der anderen 
abzugrenzen. 

4 ~ Aufgrund der Natur der Sozialrechte, die er meiner Ansicht nach rich­
tig erkennt, muss er, wi e oben demonstriert , schlussfolgern, dass man 
s1ch entweder von ihnen befreien oder es zu lassen muss dass die zwei 
Staatsgewalten sich ineinander verstricken. ln seiner Darstellung ge­
nieJ3t a ber das Gewaltenteilungsprinzip ganz deutlich Yorrang vo r dem 
Abkommen des Runden Tisches, das den Hintergrund der sozialen 
Rech te bildet. So müsste er konsequenterweise die Streichung der So­
Zialrechte aus der Yerfassung offen befürworten. 5° Kis, Manuskript, a.a.O., S. ll . 

51 Entsch. 4311995, a.a.O. 

Konstitutionalismus im postkommunistischen Ungarn 191 

Die entscheidende Frage in der Auseinandersetzung zwischen 
Verfassungsgericht und der Regierung war natürlich, ob je­

de~s im politischen, wirtschaftlichen oder rechilichen Diskurs in 
~et arn so etwas wi e ein wirtschaftlicher Notstand existiert, und w enn 
. n~b die Regierung in Bezug auf einen ~olchen verfassungsmaBige 
~· rgaben auBer Kraft setzen könnte. D1es war der Standpunkt der 
R 

0 
ierung. So schrieb z.B. Tamás Bauer, parlamentarischer Spre-;:r für den kleineren Koalitionspartner, die Freidemokraten, in Ver­

c ·digung der Sparmassnahmen und gegen die Verfassungsgerichts-
tet d d V f · h · ·· b tscheidungen: "In em as er assungsgenc t emen u ergangs-
f~sen Wandel [des Wohlfahrtssystems] für verfassungswidrig er­
klart hatte, gab es nichts anderes eine wirtschaftspolitische Erkia­
rung ab: es beurteilte die finanzielle Situation des Landes nicht als 
hart und die Verschlechterung des Zustandes des Staatshaushaltes 
nicht als bedrohlich genug, um unmittelbare MaBnahmen zu rech~­
fertigen. Es sah sich selbstfürdiese wirtschaftspohtlsche Bntschei­
dung als kompeteni an, eine Entscheidung, für die im ungarischen 
polilischen System die Regierung und das Parlament den angemes­
senen professi onellen Hintergrund und die notwendige gesellschaft­
Jiche Unterstützung besitzen."52 

Verfassungsgerichtsprasident Sólyom verneinte die Frage, ob ein 
wirtschaftlicher Notstand vorlag, emphatisch,53 wahrend das Gerichi 
als Ganzes, wie oben beschrieben, angesichts der ökonomischen 
Logik der Regierung nachgab, und so zulieB, dass diese sich des 
Wohlfahrtsstaates praktisch entledigte. Es ware einfach zuviel ver­
langt gewesen, das Notstandsargument stehen zu lassen, denn letzi­
endlich ist es so, wie eine der Gerichtsentscheidungen es ausdrückt: 
"Das Verfassungsgericht muss die letzte Entscheidungsinstanz sein, 
wenn es darum geht, ob die Voraussetzungen eines ausnahmswei­
sen Eingriffs [in erworbene Rechtel erfüllt wurden."54 Neben der 
Gestaltung eines wichtigen rhetorischen Raumes im Hinblick auf 
das Notstandsthema schaffte das Gerichtes auch, einen unabhangi­
gen verfassungsrechtlichen Diskurs aufrechtzuerhalten und eine 
bedeursame Zustandigkeit für verschiedene Aspekte der Verfas­
sungsmaBigkeitsprüfung von Einschrankungen des Wohlfahrtssys­
tems aufzubauen. Das letztere wurde heftig durch Sajó kritisiert: 
dass das Gerichi auch zukünftig für sich in Anspruch nahm, Kür-

52 "Die YerfassungsmaJ3igkeit der Stabilisierung,", Népszabadság, 13. 
Juli, 1995. 

53 László Sólyom, "Alle Ziele können verfassungsgemaJ3 erreicht wer­
den", in Magyar Nemzet, 30. September 1995, S. 7. 

54 Entsch. 43/1995, a.a.O. 
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zungen von Sozialleistungen zu überprüfen, sei einfachein Zeichen 
dafür, dass das Verfassungsgericht extrem machtgierig sei.55 

Im Rahmen der Begriffstrias Wirtschaftliche Stabilisierung (so 
wie in dem N amen des Gesetzes), Rechtsstaat (aufgeteilt in Rechts­
sicherheit und erworbene Rechte) und Wirtschaftlicher Notstand 
konnte das Gericht den Trium ph der Wirtschaft erfolgreich abwen­
den, indemeseine "Allianz" zwischen d em Argument des w irtschaft­
lichen Notstands und der Rhetorik der wirtschaftlichen Stabilitat 
verhinderte. Jedoch, wahrend es die Schlacht um das Wirtschafts­
stabilisierungsgesetz gewann, verlor das Gericht den Krieg gegen 
die ökonomische Rationalitat. Da der Krieg nicht mit der Vernich­
tung der Verlierers endete, sind weitere Auseinandersetzungen zu 
erwarten. Es wird interessant sein zu sehen, wie dieser Kampf auf 
dem semantischen Schlachtfeld weitergeht 

Aus dem Englischen vonJasna Miletié. 

ss Sajó, Manuskript, S. 13. 

Karel Vodicka 

Das slowakische 

V erfassungsgericht im 

Transformationsprozess 

l. lnterdependenzen von politiseben Prozessen und 
Institutionen im Transformationsprozess 

Die Ei genart des Systemwechsels in Mittel- und Osteuropa besteht 
in der Notwendigkeit, das gesellschaftliche, politische und wirt­
schaftliche System- wie auch das Verfassungs- und Rechtssystem 
-parallel zu transformieren. Die Wechselwirkungen zwischen den 
erwahnten Teilsystemenim Wandel nehmen wesentlichen Einfluss 
auf den Veriauf der demokratischen und marktwirtschaftlichen Re­
formen. Die Wechselwirkungen zwischen politischen Prozessen und 
dem Institutionenkomplex sind beim Systemwechsel durch ein Pa­
radox gekennzeichnet: Für die mehrdimensionale Umgestaltung 
gesellschaftlicher, politischer, wirtschaftlicher und rechdicher Struk­
turen brauchen die Akteure eine institutionelle Grundlage. Diese 
institutionelle Basiskannaber erst durch politische Konsensbildung 
geschaffen werden. Die politischen Konflikt- und Konsensprozesse 
werden durchein fehlendes oder nicht geeignetes Institutionensystem 
beeintrachtigt, die Herausbildung eines demokratischen institutio­
nellen Arrangements wird wiederum durc h die staekenden und turhu­
lenten politischen V orgiinge gebremst oder gar verhindert. 

Die Interdependenzen zwischen politischen Prozessen und dem 
Institutionensystem können an der Verfassungskrise, die zur Auflö­
sung der Tschechoslowakei geführt hatte, demonstriert werde n. Die 
reformkommunistische Verfassung aus dem Jahre 1968, eine insti­
tutionelle Erblast des Ancien Régime, wurde nach der Wende zur 
Basis genuiner parlamentarischer Entscheidungsprozesse - eine 
Funktion, für die sie nicht konstruiert war. W egen des ungeeigneten 
konstitutionellen Abstimmungsmechanismus' und der zunehmen­
den tschechisch-slowakischen Polarisierung gelanges im Zeitraum 
1990 bis 1992 nicht, eine neue- legitime und zugleich effiziente­
Verfassung zu verabschieden. Die politische Konstellation in der 
frühen Transitionsphase verhinderte die Verabschiedung ei ner funk­
ttonsfahigen föderalen Verfassung und das vom Kommunismus 
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